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1. Salzburger Baupolizeigesetz 19971. Salzburger Baupolizeigesetz 1997 Thomas Thaller

1.1. Einleitung und historische Entwicklung
1.1. Einleitung und historische EntwicklungIm (öffentlichen) Baurecht1 werden für die geordnete Entwicklung des Gemein-
wesens notwendige Beschränkungen der aus dem Besitz von Grund und Boden
abzuleitenden Baufreiheit geregelt.2 Das Baurecht ist – mit Ausnahme der in die
ausschließliche Gesetzgebungs- und Vollziehungskompetenz des Bundes fallenden
Materien3 – in Gesetzgebung und Vollziehung Landessache (Art 15 B-VG). Die
örtliche Baupolizei zählt mit der örtlichen Raumplanung gem Art 118 Abs 3 Z 9
B-VG zu den wichtigsten Agenden des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinden.4

Das Baurecht entwickelte sich ursprünglich aus den Vorschriften (insb Feuerlösch-
ordnungen) zur Vermeidung des Entstehens und der Ausbreitung von Bränden.5
Die ersten Kodifikationen des modernen Baurechts erfolgten im Land Salzburg im
19. Jahrhundert, wobei für Stadt und Land Salzburg zunächst unterschiedliche Bau-
vorschriften galten. Zu erwähnen sind dabei die 1886 nur für die Landeshauptstadt
Salzburg erlassene Stadtbauordnung (StBO)6 und die 1879 für das übrige Landes-
gebiet in Kraft getretene Landbauordnung (LBO).7 Die StBO und die LBO wurden
mehrmals wiederverlautbart,8, 9 und standen bis in die 1970er Jahre – mit Unter-
brechungen während der nationalsozialistischen Zeit, in der reichsdeutsche Vor-
schriften galten – in Kraft. Einzelne Vorschriften aus der Zeit des Nationalsozialis-
mus wurden nach dem zweiten Weltkrieg vom Salzburger Landesgesetzgeber über-
nommen und galten noch bis Anfang des neuen Jahrtausends.10

1 Der Begriff „Baurecht“ existiert auch im Privatrecht: Man versteht darunter ein dingliches, veräußer-
liches und vererbliches (zeitlich beschränktes) Recht auf oder unter der Bodenfläche ein Bauwerk zu
haben; Dauer: mindestens 10 Jahre, maximal 100 Jahre. Die näheren Regelungen dazu enthält das
Baurechtsgesetz 1912, RGBl Nr 86/1912 idF BGBl I 2012/30 (BauRG). Der vorliegende Beitrag bezieht
sich nur auf das öffentliche Baurecht.

2 Vgl VfGH 17.10.1968, VfSlg 5823.
3 Eine alleinige Zuständigkeit des Bundes besteht zB für Bergbau-, Eisenbahn-, Luftfahrts-, Vertei-

digungs-, Wasserkraft-, öffentliche Schifffahrts-, Abfallbehandlungsanlagen und Bundesstraßen, vgl
VfGH 16.12.2004, VfSlg 17.424, mwN.

4 Zur Verfassungsrechtslage eingehend Hauer, Salzburger Baurecht3 (1998) 22 ff.
5 S dazu näher Krzizek, System des Österreichischen Baurechts I (1972) 26 ff und Hauer, Salzburger

Baurecht3 (1998) 19 ff.
6 Gesetz vom 2. April 1886 womit eine Bau-Ordnung für die Landeshauptstadt Salzburg erlassen wird,

LGBl 1886/27.
7 Gesetz vom 7. Juli 1879 womit eine Bau-Ordnung für das Herzogthum Salzburg, mit Ausschluß der

Landeshauptstadt, erlassen wird, LGBl 1879/15. 
8 Die StBO wurde mit Kundmachung vom 25. Juli 1958, LGBl 1958/64, als StBO 1958 und neuerlich

mit Kundmachung vom 10. September 1968, LGBl 1968/83, als StBO 1968 wiederverlautbart.
9 Die LBO wurde mit Kundmachung vom 31. August 1952, LGBl 1952/55, als LBO 1952 und neuerlich

mit Kundmachung vom 19. September 1968, LGBl 1968/84 als LBO 1968 wiederverlautbart.
10 So die Verordnung des Reichsarbeitsministers vom 17. Februar 1939, dRGBl. I S 219, über Garagen

und Einstellplätze – (Reichsgaragenordnung – RGaO), GBlÖ 1939/1447 idF LGBl 2001/46, die als
Garagenordnung (GaO) bis 29.2.2004 als Landesgesetz in Geltung stand.
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die Bebauungsplanung enthält, das Salzburger Bauproduktegesetz,33 das Hebe-
anlagengesetz,34 das Altstadterhaltungsgesetz35 und das Ortsbildschutzgesetz36

zu nennen.

Der vorliegende Beitrag behandelt im Wesentlichen das BauPolG als zentrale
Verfahrensvorschrift des Salzburger Baurechts mit Abstechern in das BGG, das
BauTG 2015 und das ROG 2009.

1.2. Anwendungsbereich
1.2. AnwendungsbereichDas BauPolG regelt – wie der Name schon sagt – im Wesentlichen die Belange der
„Baupolizei“. Darunter versteht man die zur Gewährleistung der öffentlichen
Sicherheit und Ordnung erforderlichen Beschränkungen der aus dem Besitz von
Grund und Boden abzuleitenden Baufreiheit.37 Unter den Begriff „Baupolizei“
fallen die Regelungen über die Bewilligung, die Überwachung und die Unter-
sagung von baulichen Maßnahmen.38

Konkret regelt das BauPolG folgende Bauverfahren:

 das (reguläre und vereinfachte) Baubewilligungsverfahren samt Bauanzeige
und Mitteilungsverfahren (§§ 2 ff, s Kap 1.6.),

 die Vorschreibung von Vorkehrungen bei der Bauausführung (§ 13, s Kap 1.6.11.),
 die Bewilligung der Duldung von Vorarbeiten und der Inanspruchnahme

fremder Liegenschaften (§ 14, s Kap 1.7.),
 Maßnahmen gegen unzulässigen Baulärm (§ 15, s Kap 1.6.11.),
 die Baueinstellung und den Beseitigungsauftrag (§ 16, s Kap 1.9.),
 das Überprüfungsverfahren (Kollaudierung) (§ 17, s Kap 1.6.12.),
 die nachträgliche Vorschreibung von Auflagen (§ 20 Abs 9, s Kap 1.8.),
 die Auftragsverfahren zur bestimmungsgemäßen Nutzung, Gefahrenabwehr,

Behebung von Baugebrechen (§§ 19 ff, s Kap 1.9.).

Zudem enthält das BauPolG auch Verwaltungsstraftatbestände (§ 23, s Kap 1.10.)
und Regelungen über die Zuständigkeiten (§ 22, s Kap 1.11.).

33 Gesetz vom 1. Oktober 2014 über die Verwendbarkeit von Bauprodukten und deren Bereitstellung
auf dem Markt (BauProdG), LGBl 2014/75 idF LGBl 2025/78.

34 Gesetz vom 7. Oktober 2015 über die technischen Erfordernisse und den Betrieb von Hebeanlagen
(Salzburger Hebeanlagengesetz – HebeAnlG), LGBl 2016/1.

35 Gesetz vom 10. Mai 1967, LGBl 1967/54 idF LGBl 1980/46, wiederverlautbart als Salzburger Altstadt-
erhaltungsgesetz 1980, LGBl 1980/50 idF LGBl 2017/8 (AStEG).

36 Gesetz vom 23. Oktober 1974, LGBl 1975/1 idF LGBl 1998/96, wiederverlautbart als Salzburger Orts-
bildschutzgesetz 1999, LGBl 1999/74 idF LGBl 2025/78 (OSchG).

37 S FN 2.
38 S dazu näher Giese, Salzburger Baurecht2 (2018), BauPolG § 1 Rz 1; Tolar, Baurecht, in Pürgy (Hrsg),

Das Recht der Länder II/2 (2012) 786. 
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Die Bauverfahren sind aber nicht abschließend im BauPolG geregelt. Auch die
weiteren Salzburger Bauvorschriften regeln wichtige Bauverfahren. Zu erwähnen
sind dabei

 das Verfahren über die Aufstellung der Bebauungspläne im 3. Abschnitt,
4. Teil, des ROG 2009 (§§ 50 ff, s Kap 1.4.1., 2.4.1.3.),

 das Bauplatzverfahren (Neubewilligung und Änderung) in §§ 12 ff BGG
(s Kap 1.4.2.),

 das Verfahren zur Bewilligung der Unterschreitung der gesetzlichen Mindest-
abstände von Bauten in § 25 Abs 8 BGG (s Kap 1.4.3.),

 die Ausnahmeverfahren nach dem BauTG 2015:
– von den bautechnischen Anforderungen (§ 46),
– von der Kanalanschlussverpflichtung (§ 47),
– von der Verpflichtung zur Herstellung von Kinderspielplätzen (§ 48,

s Kap 1.6.6.3.),
– von der Verpflichtung zur Herstellung von Stellplätzen für Kraftfahrzeuge

und Fahrräder (§ 49, s Kap 1.6.6.1.).

1.3. Legaldefinitionen
1.3. LegaldefinitionenDas BauPolG definiert zunächst in § 1 eine Reihe von grundlegenden Begriffen,
auf die auch in den weiteren Bauvorschriften Bezug genommen wird.39 Die Be-
griffe bauen zumeist aufeinander auf. Die vor allem zur Bestimmung des sach-
lichen Geltungsbereichs der Bauvorschriften wesentlichen Begriffe sind:

 Bau: Ein überdachtes oder überdecktes Bauwerk, das von Menschen betreten
werden kann40 und mindestens einen Raum zum Aufenthalt von Menschen
oder zur Unterbringung von Sachen enthält.

 Bauwerk: Es ist bei ordnungsgemäßer Errichtung mit dem Boden verbunden;41

zur Herstellung sind bautechnische Kenntnisse erforderlich,42 Seitenwände
sind nicht wesentlich.

39 ZB in § 12 BGG, § 1 BauTG 2015, §§ 50 ff ROG 2009.
40 Ein Betreten des Bauwerks in aufrechter Haltung ist dabei nach der Jud (zB VwGH 30.4.1998, 97/06/

0111; 31.1.2008, 2007/06/0197) nicht erforderlich. Maßgeblich ist die Größe des Raumes (vgl LVwG
Sbg 17.6.2016, 405-3/63/1/7-2016, wonach eine kniehohe Gerätekiste nicht mehr betreten werden
kann).

41 Fundamente oder Verankerungen im Boden sind dabei nicht zwingend erforderlich, es reicht eine
kraftschlüssige Verbindung durch das Gewicht des Bauwerks mit dem Boden (VwGH 27.3.2007,
2005/06/0350), wobei auch eine mittelbare Verbindung mit dem Boden über Stützen oder Bäume
(VwGH 27.8.2013, 2013/06/0095) ausreicht. Eine Verbindung mit dem Boden iS dieser Begriffs-
bestimmung fehlt aber bei Fahrzeugen, die zur leichten und gefahrlosen Fortbewegung objektiv
geeignet sind (vgl VwGH 27.3.2007, 2005/06/0350, mwN). 

42 Dies ist nach der ständigen Jud objektiv zu prüfen, wobei bauliche Anlagen, die von Menschen be-
treten werden können, stets gewisse bautechnische Kenntnisse erfordern (vgl VwGH 15.5.2014,
Ro 2014/05/0022; 30.9.2015, 2013/06/0251, mwN). 
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einmalige Fristverlängerung303 um höchstens weitere fünf Jahre aus triftigen
Gründen zulässig ist. Es muss dabei gewährleistet sein, dass die bauliche Anlage
rechtzeitig entfernt werden kann. Die Baubehörde kann dafür mit der Baubewil-
ligung oder gesondert eine ausreichende Sicherheitsleistung vorschreiben. Nach
Ablauf der Bewilligungsdauer gilt die bauliche Anlage als nicht bewilligt (konsens-
los).

Einen Sonderstatus haben Bauten, die nach dem Flüchtlingsunterkünftegesetz
2022 (FUG 2022)304 errichtet worden sind. Für Flüchtlingsunterkünfte305 sind
diverse raumordnungsrechtliche und baurechtliche Erleichterungen306 vorgesehen.
Das FUG 2022 tritt mit Ablauf des 28.2.2029 außer Kraft. Für die Neuerrichtung
von Bauten für Flüchtlingsunterkünfte unter Inanspruchnahme der im FUG 2022
vorgesehenen bau- und raumordnungsrechtlichen Erleichterungen ist daher nach
mA nur die Erteilung von (längstens bis zum Außerkrafttreten des Gesetzes)
befristeten baubehördlichen Bewilligungen möglich.307

1.6.10. Verfahren betreffend Anlagen zur Erzeugung von Energie 
aus erneuerbaren Quellen

Mit der Nov LGBl 2025/53 (1. Salzburger Erneuerbaren Ausbaugesetz) erfolgte in
§ 10a BauPolG die Umsetzung der Erneuerbare-Energien-Richtline der EU308

mit dem Ziel der Straffung des baubehördlichen Verfahrens betreffend Anlagen
zur Erzeugung von Energie aus erneuerbaren Quellen.309

So hat die Baubehörde innerhalb von vier Wochen nach Eingang des Antrages bzw
der Mitteilung die Vollständigkeit der Unterlagen zu bestätigen oder mit Ver-
besserungsauftrag gem § 13 Abs 3 AVG vorzugehen.310 Die Entscheidungsfrist
für bewilligungspflichtige Solaranlagen und Energiespeicher am selben Standort

303 Der Verlängerungsantrag muss vor Ablauf der Bewilligungsdauer gestellt werden.
304 Gesetz vom 23.3.2022, LGBl 2022/24 idF LGBl 2024/17.
305 Das sind Unterkünfte in einer Betreuungseinrichtung des Landes oder einer von dieser beauftragten

Einrichtung gem § 4 Z 6 des Salzburger Grundversorgungsgesetzes zur vorwiegenden Unterbringung
von hilfs- und schutzbedürftigen Fremden gem § 5 Abs 2 und 3 des Salzburger Grundversorgungs-
gesetzes.

306 Insb die Zulässigkeit von Flüchtlingsunterkünften in allen Baulandkategorien, die Ermöglichung der
Erteilung einer Einzelbewilligung im Grünland, Ausnahmen von Baubewilligungspflichten (bei
Änderung des Verwendungszweckes und befristeter Aufstellung von Wohncontainern im Bauland),
wesentliche Erleichterungen bei den bautechnischen Anforderungen.

307 Vgl dazu Stolzlechner/Stoll, Zur ersatzweisen Unterbringung und Aufteilung hilfs- und schutz-
bedürftiger Fremder durch den Bund, bbl 2016, 77 (92); Winkler, Die Nutzungsbescheide der BMI
nach dem „Durchgriffsrecht“ gemäß dem BVG über die Unterbringung und Aufteilung von hilfs-
und schutzbedürftigen Fremden, bbl 2016, 94 (104).

308 Richtlinie (EU) 2018/2001 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11.12.2018 idgF.
309 Betroffen sind gem § 2 Abs 1 BauPolG bewilligungspflichtigte Anlagen. Zu den bewilligungsfreien

Anlagen s Kap 1.5.4.
310 Nach Erfüllung des Verbesserungsauftrages hat die Behörde wiederum vier Wochen Zeit die Voll-

ständigkeit mitzuteilen.

fb-sbg-bau-raumpl3.book  Seite 45  Dienstag, 12. Mai 2026  8:56 08



1. Salzburger Baupolizeigesetz 1997

Stegmayer/Thaller, Einführung in das Salzburger Bau- und Raumplanungsrecht3, Linde46   

wird auf drei Monate verkürzt.311 Bei einer Kapazität der bewilligungspflichtigen
Solaranlage bis höchstens 100 kW312 beträgt die Entscheidungsfrist einen Monat
mit Genehmigungsfiktion.

1.6.11. Baubeginn
Mit der Ausführung einer baulichen Maßnahme darf gem § 12 Abs 1 BauPolG
grundsätzlich erst nach Rechtskraft des Bewilligungsbescheides begonnen wer-
den. Die Baubehörde kann aber bei Vorliegen eines anstandslosen Ergebnisses
einer Bauverhandlung dem Bewilligungsbewerber über dessen Ersuchen die Durch-
führung von Vorarbeiten313 vor Eintritt der Rechtskraft gestatten,314 wenn gegen
das Vorhaben auch vom Standpunkt der öffentlichen Interessen keine Bedenken
bestehen.315

Der Baubeginn ist vom Bauherrn der Baubehörde vorher schriftlich anzuzeigen.
Bei der Ausführung des Abbruches eines Baues mit einem umbauten Raum von
mehr als 500 m3 ist der Baubeginnsanzeige – sofern nicht bereits erbracht – auch
ein abgeschlossener Vertrag über die ordnungsgemäße Behandlung des anfallenden
Abbruchmaterials durch ein hiezu befugtes Unternehmen anzuschließen.

Praxistipp
Es empfiehlt sich, auch für die Baubeginnsanzeige die von den Baubehörden (im Internet)
zur Verfügung gestellten Formulare zu verwenden.

Spätestens mit der Baubeginnsanzeige ist auch der vom Bauherrn bestellte nach
gewerberechtlichen oder sonstigen Rechtsvorschriften befugte Bauführer316

namhaft zu machen. Wechselt der Bauherr während der Bauausführung den Bau-
führer, ist auch dieser der Baubehörde namhaft zu machen.

1.6.12. Bauausführung

Der Bauherr darf zur Ausführung von Bauten und technischen Einrichtungen
gem § 2 Abs 1 Z 1 bis 4, 6 und 8 BauPolG317 nur nach gewerberechtlichen oder
sonstigen Rechtsvorschriften befugte Bauausführende heranziehen. Diese haben
gem § 11 Abs 3 BauPolG im Rahmen der ihnen übertragenen Aufgaben für die

311 Die Frist beginnt mit der Vollständigkeitsbestätigung zu laufen.
312 Die bestehende Kapazität des Anschlusses an das Verteilernetz darf dadurch nicht überschritten

werden.
313 Das Gesetz nennt als solche Vorarbeiten beispielsweise die Planierung des Bauplatzes und den

Aushub der Baugrube.
314 Die erlaubten Vorarbeiten sind von der Baubehörde konkret zu bezeichnen.
315 Keine Versagungsgründe vorliegen (s Kap 1.6.5.).
316 S Kap 1.6.12.
317 Ausgenommen Traglufthallen, Zelte und Wohnwagen sowie Nebenanlagen mit einer überdachten

Fläche bis maximal 20 m2.
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2. Salzburger Raumordnungsgesetz
2. Salzburger Raumordnungsgesetz2. Salzburger Raumordnungsgesetz Ludwig Stegmayer

2.1. Einleitung und historische Kurzbetrachtung416

2.1. Einleitung und historische KurzbetrachtungDas Bestreben, den Lebensraum in vorausschauender Weise zu gestalten, ist seit
jeher eine charakteristische Eigenschaft des Menschen. Die Raumordnung ist
daher keine Erfindung unserer Zeit, für Mensch und Umwelt aber von immer
größer werdender Bedeutung. Denn Grund und Boden ist nicht nur unvermehr-
bar und unbeweglich, sondern für jede Form des menschlichen Daseins geradezu
unentbehrlich.417 Die Raumordnung ist daher die zentrale Kern- und Zukunfts-
kompetenz der Länder. Es ist das wichtigste Steuerungsinstrument für die Ent-
wicklung des Landes, seiner Regionen sowie Städte und Gemeinden.

Das Land Salzburg hat in Sachen Raumordnungsgesetzgebung schon mehrmals
eine Vorreiterrolle eingenommen. Mit dem ROG 1956 schuf es nicht nur das erste
derartige Gesetz in Österreich, sondern bemühte sich auch, die im Zusammen-
hang durchaus strittigen verfassungsrechtlichen Vorfragen einer Klärung zuzu-
führen.418 Es folgten die Raumordnungsgesetze 1968, 1977, 1992419 und zuletzt
2009. Seit Inkrafttreten des Salzburger Raumordnungsgesetzes 2009 wurde dieses
insgesamt 20 Mal novelliert.420 Hervorzuheben ist hier insbesondere die Novelle
LGBl 2017/82, mit welcher das Land Salzburg starke föderale Impulse gesetzt und
verfassungsrechtliches Neuland betreten hat. Im Zentrum dieser Novelle stand
die Befristung von Baulandneuwidmungen. Darüber hinaus kam es aber auch zu
weitreichenden Neuerungen betreffend Zweitwohnungen und touristische Beher-
bergungen, die Vertragsraumordnung, die Zulässigkeit von Handelsgroßbetrieben
und die abgabenrechtliche Behandlung von unbebaut gebliebenen Baulandgrund-
stücken. Besonders zu erwähnen ist auch die Novelle LGBl 2025/78, mit der auf
Grundlage des vom Land Salzburg initiierten Art 15 Abs 5 B-VG (eingefügt durch
die B-VG-Nov BGBl I 2024/89) erstmals in Österreich eine Verpflichtung zum
Abschluss eines Raumordnungsvertrages gesetzlich verankert wurde.

416 Eingehend zur historischen Entwicklung: Braumann, 50 Jahre Raumplanung in Salzburg (2006); ders,
Bauen und Raumordnung – Die Veränderung von Gesellschaft und Lebensraum im Spiegel der Landes-
politik, in Krichbaumer/Voithofer, Politik im Wandel (2018), 817 ff. 

417 Auf die Unentbehrlichkeit als Wesenselement des Bodens hat bereits Epping hingewiesen: „So ist
unbestritten, dass zu einem menschenwürdigen Dasein ein bestimmtes Maß an Bodennutzungen vor
allem für das Wohnen, aber auch für Arbeit, Freizeit und Erholung gehört“ (Epping, Bodenmarkt und
Bodenpolitik in der Bundesrepublik Deutschland [1977], 253).

418 VfSlg 2.674/1954.
419 Wiederverlautbart 1998, LGBl 44. 
420 Salzburger Raumordnungsgesetz 2009, LGBl 30, in der Fassung der Nov LGBl 2009/118, 2010/88

(DFB), 2011/53, 2013/32, 2013/106, 2015/60 (DFB), 2016/9, 2017/82, 2017/96, 2018/82, 2019/33,
2019/46 (DFB), 2019/82, 2020/77, 2021/62, 2022/64 (VfGH), 2022/95, 2022/103, 2024/14, 2024/39,
2024/121, 2025/78, 2025/105 und 2026/11 (in der Folge kurz: ROG).
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Der Bebauungsplan der Aufbaustufe ermöglicht ergänzende und – ohne den
Grundstufen-Bebauungsplan einer Änderung unterziehen zu müssen – auch
abweichende Bebauungsfestlegungen (§ 53 Abs 2 ROG). Änderungsfest ist ledig-
lich die Festlegung der baulichen Ausnutzbarkeit der Grundflächen (§ 53 Abs 3
ROG). Im Übrigen gelten für abweichende Festlegungen dieselben Vorausset-
zungen wie beim Erweiterten Bebauungsplan der Grundstufe.776

Der Bebauungsplan der Aufbaustufe kann für selbständig bebaubare, aber unbebaute
Flächen außer Kraft gesetzt werden, wenn binnen fünf Jahren ab Inkrafttreten keine
Baubewilligung erwirkt wird oder wenn deren Wirksamkeit erlischt. Mit dem Außer-
krafttreten tritt der Bebauungsplan der Grundstufe wieder in Kraft (§ 53 Abs 4 ROG).

2.4.1.3.2. Bebauungsgrundlagen
777778

776 Vgl § 53 Abs 3 ROG sowie Pkt 2.4.1.3.1.2.

Bebauungs-
festlegung planerische Zweckbestimmung und Spezifika

Straßenflucht-
linien

Straßenfluchtlinien (§ 54 ROG) grenzen die Verkehrs-
flächen der Gemeinde777 von den übrigen Grundflächen ab.
Verkehrsflächen sind nach § 54 ROG Grundflächen, die für 
den öffentlichen Fußgänger- oder Fahrzeugverkehr und für 
die Errichtung jener Verkehrsanlagen bestimmt sind, die der 
Sicherheit, Leichtigkeit und Flüssigkeit des Verkehrs unmit-
telbar dienen. Bei der Festlegung von Verkehrsflächen ist 
darauf zu achten, dass sie eine ihrer Funktion und den darauf 
vorgesehenen Verkehrsarten gerecht werdende Breite und 
Linienführung aufweisen. Einzubeziehen sind auch jene Grund-
flächen, die zur Herstellung der Verkehrsflächen benötigt 
werden (Böschungen, Gräben, Stütz- und Futtermauern udgl).

Verläufe von 
Gemeinde- und 
anderen Erschlie-
ßungsstraßen

Damit werden die Verläufe von Straßen (Verkehrsflächen) 
planerisch bestimmt.778

Gemäß § 27 sbg Landesstraßengesetz vermitteln Gemeinde-
straßen den öffentlichen Verkehr größerer Siedlungen 
in einer Gemeinde untereinander und einer Gemeinde mit 
den Nachbargemeinden.

777 Nach der RV 1992 (Nr 118 BlgLT 10. GP, 4. Sess, zu § 18 ROG 1992) ist der Begriff der „Verkehrsflä-
che der Gemeinde“ iS des Art 118 Abs 3 Z 4 B-VG zu verstehen; er ist weiter als der der Gemeinde-
straße. Unter „Verkehrsflächen der Gemeinde“ sind nicht nur Flächen zu verstehen, die der Ge-
meinde gehören (VfSlg 8.208/1977); solche Verkehrsflächen können auch im Eigentum Privater
sein. Zur Abgrenzung der Verkehrsflächen einer Gemeinde iS des Art 118 Abs 3 Z 4 B-VG s insb
VfGH 1.10.2020, G 259/2019.

778 Nach der RV 1992 (Nr 118 BlgLT 10. GP, 4. Sess, zu § 28 ROG 1992) zieht die Festlegung des Verlaufs
der Gemeindestraße eine Verpflichtung der Gemeinde zum Bau oder zur Übernahme der Straße (§ 29
Abs 2 Landesstraßengesetz) nach sich.
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Baufluchtlinien 
und Baulinien

Die Baufluchtlinie ist jene Linie, die durch oberirdische 
Bauten779 gegen die Verkehrsfläche hin nicht überschritten 
werden darf (§ 55 Abs 1 ROG).
Die Baulinie ist jene Linie, an die ein oberirdischer Bau 
gegen die Verkehrsfläche herangebaut werden muss (§ 55 
Abs 2 ROG).
Die Baufluchtlinie oder die Baulinie ist unter Bedachtnahme 
auf die besonderen örtlichen Erfordernisse festzulegen;780 da-
bei sind insbesondere das gegebene oder beabsichtigte Orts- 
und Straßenbild zu berücksichtigen. Ihr Abstand soll von der 
Achse der Verkehrsfläche nach Tunlichkeit wenigstens zwei 
Drittel der für das oberste Gesimse oder die oberste Dachtraufe 
festgelegten Höchsthöhe jener Bauten betragen, für die die 
Baufluchtlinien oder Baulinien gelten (§ 55 Abs 4 ROG).781

Baugrenzlinien Baugrenzlinien sind Linien gegenüber anderen Flächen als 
Verkehrsflächen, die durch oberirdische Bauten nicht 
überschritten werden dürfen (§ 55 Abs 3 ROG).
Baugrenzlinien sind so festzulegen, dass die auf den jeweili-
gen und den benachbarten Bauplätzen bestehenden oder 
zur Errichtung kommenden Bauten eine ihrem Zweck ent-
sprechende Besonnung und Belichtung erhalten und die 
dem Aufenthalt von Menschen dienenden Räume so weit 
wie möglich vor Lärmeinwirkung geschützt sind (§ 55 
Abs 5 ROG).782

Situierungs-
bindungen

Damit kann die Lage der Baufronten verbindlich festgelegt 
werden. Eine solche Festlegung kann nur getroffen werden, 
soweit dies zur Erhaltung oder der damit im Zusammenhang 
stehenden Gestaltung eines charakteristischen Orts- oder 
Landschaftsbildes erforderlich ist (§ 55 Abs 7 ROG).

779 Bei der Beurteilung, ob ein Bau ober- oder unterirdisch ist, ist mangels Legaldefinition vom allgemeinen
Sprachgebrauch auszugehen und daher grundsätzlich auf das Gelände nach der Bauführung abzu-
stellen (vgl VwGH 27.1.2009, 2008/06/0187). 

780 Für verschiedene Geschoßebenen können Baufluchtlinien, Baulinien und Baugrenzlinien gestaffelt
festgelegt werden (§ 55 Abs 6 ROG).

781 Den gegenüberliegenden Nachbarn, zwischen deren Grundstücken und dem Baugrundstück sich eine
Verkehrsfläche (an die diese Grundstücke angrenzen) befindet, kommt im Bauverfahren ein subjektiv-
öffentliches Recht auf Einhaltung der Baufluchtlinie bzw ein diesbezügliches Mitspracherecht zu (vgl
VwGH 22.11.2001, 2000/06/0064, 0065; 27.2.2015, 2012/06/0219, mwN; vgl auch VwGH 11.3.2016,
Ra 2015/06/0033, mwN).

782 Nachbarn haben ein subjektiv-öffentliches Recht auf gesetzmäßige Festlegung von Baugrenzlinien
und deren Einhaltung (vgl VwGH 26.5.2008, 2008/06/0008).

Bebauungs-
festlegung planerische Zweckbestimmung und Spezifika
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989

Sonderprüfung zur Aktivierung von Flächen für den förderbaren Wohnbau

Mit der ROG-Novelle LGBl 2025/78 wurde für überörtliche Wohnfunktions-
gemeinden990 eine besondere Evaluierungsverpflichtung eingeführt, um unbebautes
brachliegendes Bauland in den Siedlungsschwerpunkten für den förderbaren Wohn-
bau zu mobilisieren. Konkret haben nach § 20a ROG überörtliche Wohnfunk-
tionsgemeinden ihre Siedlungsschwerpunkte991 bis zum 1.1.2030 mit dem Ziel zu
überprüfen, geeignete Flächen über 2.000 m2 (exklusiv Bauland-Eigenbedarf992)
für den förderbaren Wohnbau (§ 30 Abs 1 Z 2a ROG) auszuweisen.993

FWP
(§ 44 ROG)

Soweit dies erforderlich ist:
a) durch eine Änderung des REK,
b) durch Planungen und sonstige Maß-

nahmen nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften,

c) durch die Verbindlicherklärung von Ent-
wicklungsprogrammen des Landes oder 
von deren Änderung innerhalb von drei 
Jahren ab deren Inkrafttreten oder

d) durch das Außerkrafttreten einer Stand-
ortverordnung für Handelsgroßbetriebe.

Wenn die Änderung dem REK entspricht 
und im Fall einer Baulandausweisung der 
Baulandbedarf dies zulässt.
Eine Umwidmung von Bauland in Grün-
land ist nur zulässig, wenn seit der letzt-
maligen Ausweisung zumindest fünf Jahre 
verstrichen sind.989

Bebauungs-
plan
(§ 63 ROG)

Soweit dies erforderlich ist:
a) durch eine Änderung des FWP;
b) durch Planungen und sonstige Maß-

nahmen nach anderen gesetzlichen 
Vorschriften.

Wenn die Änderung dem REK und FWP 
entspricht und eine dem bisherigen Bebau-
ungsplan entsprechende bauliche Entwick-
lung nicht erheblich gestört wird.

989 Dies gilt nach § 44 Abs 3 ROG nicht für Änderungen gem § 44 Abs 1 Z 2 (Planungen und sonstige
Maßnahmen nach anderen gesetzlichen Vorschriften) und 3 (Verbindlicherklärung von Entwicklungs-
programmen des Landes oder von deren Änderung) oder auf Anregung des Grundeigentümers.

990 Zum Begriff überörtliche Wohnfunktionsgemeinden s § 5 Z 15b ROG sowie Pkt 2.6.
991 Zum Begriff Siedlungsschwerpunkte s § 5 Z 14 ROG sowie Pkt 2.6. Nach den GesMat zur ROG-Nov

2025/78 (RV Nr 480 BlgLT 17.GP, 3. Sess) zeichnen sich Siedlungsschwerpunkte der Gemeinden
durch eine sehr gute bis gute Ausstattung mit Einrichtungen der öffentlichen und sozialen Infra-
struktur, Nahversorgung und Anbindung an den öffentlichen Verkehr aus. Sie stellen sohin raum-
ordnungsfachliche Gunstlagen zur Entwicklung von Projekten für den förderbaren Wohnbau dar.
Gelingt es nicht, diese Flächen (welche in vielen Fällen schon lange als Bauland gewidmet sind) zu
aktivieren, belasten sie weiterhin die Baulandbilanz der Gemeinde, wirken bodenpreissteigernd und
führen in aller Regel zu einem weiteren Bodenverbrauch, weil notwendige Entwicklungsflächen für
die wohnungssuchende Bevölkerung nicht zur Verfügung stehen und insoweit weiteres (entlegeneres)
Grünland zur Befriedigung der Wohnbedürfnisse umgewidmet werden muss.

992 Zum Begriff Bauland-Eigenbedarf s § 5 Z 2 ROG sowie Pkt 2.6.
993 Ausweislich der GesMat zur ROG-Nov 2025/78 (RV Nr 480 BlgLT 17. GP, 3. Sess) sollen im Rahmen

der außertourlichen Überprüfung des Flächenwidmungsplanes in den Siedlungsschwerpunkten der
Gemeinde insbesondere unbebaute Baulandflächen der Kategorien RW, EW, DG, KG, LK und ZW
(allenfalls auch der Kategorie BG) einer Prüfung im Hinblick auf die Geeignetheit für die Widmung
förderbarer Wohnbau unterzogen werden. Dabei ist selbstverständlich auf die Vorgaben des räum-
lichen Entwicklungskonzepts Bedacht zu nehmen, eine positive Aussage im REK (sprich die Festlegung
einer entsprechenden Entwicklungsfläche „geeignet für förderbaren Wohnbau“) ist dafür aber nicht

Planungs-
instrument „ist“ zu ändern „kann“ geändert werden
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Zur Vorgangsweise halten die GesMat (RV Nr 480 BlgLT 17. GP, 3. Sess) zu
dieser Bestimmung fest, dass unter Bezugnahme auf die im LEP 2022 definierten
Zielvorgaben in den Gesprächen mit Grundeigentümern mögliche Optionen zu
verhandeln sein werden (wie die Ausarbeitung eines Raumordnungsvertrages,
die Bebauung der Fläche, der Ankauf durch die Gemeinde oder die Land-Invest
oder eine vom Grundeigentümer beantragte Rückwidmung der Fläche). Ein un-
mittelbarer Zwang zu einer Umwidmung sämtlicher unbebauter Wohnbauland-
flächen in Gebiete für den förderbaren Wohnbau besteht aber nicht.994

Als reines Aktivierungsinstrument ist eine Vorlage der Ergebnisse der Sonder-
prüfung durch die Gemeinde an die Landesregierung (wie bei Überprüfungen
gem § 20 ROG) nicht vorgesehen. Die Nichtdurchführung der Sonderprüfung
würde jedoch einerseits eine Rechtsverletzung und andererseits eine Nichtbeach-
tung des Grundsatzes aktiver Bodenpolitik darstellen.995

2.5. Rechtsschutz
2.5. Rechtsschutz2.5.1. Präventiver Rechtsschutz
Im Rahmen des Verfahrens zur Erstellung oder Änderungen von Plänen und
Programmen der überörtlichen und örtlichen Raumordnung ist der jeweilige
Entwurf der Öffentlichkeit durch
 öffentliche Auflage,
 allgemeine Kundmachung der öffentlichen Auflage,
 aktive Einbindung bestimmter Personen, Einrichtungen und Institutionen und
 die Möglichkeit der Einsichtnahme und Abgabe einer schriftlichen Stellung-

nahme

993 zwingend erforderlich. Der Katalog der vornehmlich zu überprüfenden Widmungskategorien wird
dabei bewusst weit definiert, weil Evaluierungen zufolge die für die Zielerreichung sinnvolle Größen-
ordnung von 2.000 m2 (nach Abzug des Eigenbedarfs) bei einer reduzierten Auswahl der Widmungs-
kategorien zu wenigen Ergebnissen führen könnte. In den genannten Wohngebietskategorien sind je-
denfalls derzeit bereits Wohnbauten grundsätzlich zulässig und dürfte sohin auch die Schwelle einer
Umwelterheblichkeit nicht überschritten werden, nachdem es sich bereits um gewidmetes Wohnbau-
land bzw wohnnutzungsverträgliche Widmungskategorien handelt. Prüfrelevant sind neben der aus-
reichenden Grundstückgröße selbstverständlich die Interessen der Grundeigentümer und das Vor-
liegen einer allfälligen Entschädigungspflicht für die Gemeinde im Fall einer Rückwidmung.

994 So ausdrücklich die GesMat (RV Nr 480 BlgLT 17. GP, 3. Sess) zu Pkt 6. „Ergebnisse des Begutachtungs-
verfahrens.

995 Ein mögliches Ergebnis der Sonderprüfung kann durchaus sein, dass begründet festgestellt wird, dass
im Bestand unbebauter Baulandgrundstücke nicht ausreichend Flächen im Siedlungsschwerpunkt
für die Widmung förderbarer Wohnbau mobilisiert werden können. Selbst in diesem Fall weisen die
GesMat (RV Nr 480 BlgLT 17. GP, 3. Sess) jedoch darauf hin, dass bei Baulandneuwidmungen in der
Gemeinde die Zielerreichung gem LEP 2022 durch die Widmungskategorie förderbarer Wohnbau
(im Siedlungsschwerpunkt) und/oder durch Raumordnungsverträge mit Inhalten zum förderbaren
Wohnbau jedenfalls anzustreben ist. Die Ausweisung von Gebieten für den förderbaren Wohnbau
und der Abschluss von Raumordnungsverträgen stellen nämlich Maßnahmen aktiver Bodenpolitik
für leistbares Wohnen gem § 2 Abs 2 Z 7 ROG 2009 dar. Eine grundlose Nichtbeachtung dieses
Raumordnungsgrundsatzes ist aufsichtsbehördlich relevierbar (§ 75 Abs 1 Z 5 ROG 2009).
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